
Berlin. Beim internationalen Friedenstreff en der christ-
lichen Gemeinschaft Sant‘Egidio haben am Montag in 
Berlin hochrangige Kirchenvertreter mehr Dialog und 
Einsatz für die Demokratie gefordert. Das christliche 
Menschenbild verpfl ichte die Kirche auf der Seite der 
Demokratie zu stehen, sagte der Münchner Kardinal 
Reinhard Marx. Demokratie sei kein Selbstläufer. Es 
müssten sich auch die Religionen und die Kirche in ei-
ner demokratischen Gesellschaft einbringen und selbst 
verändern. „Das ist auch eine Herausforderung für mei-
ne Kirche.“

Der Friedensbeauftragte von Papst Franziskus, Kar-
dinal Matteo Zuppi, rief dazu auf, Abwehrmauern ab-
zubauen. Den Grenzzaun, den Polen zur Kontrolle des 
Flüchtlingszuzugs aus Belarus errichtet hat, bezeichne-
te Zuppi als untragbar. Mauern würden schnell gebaut, 
doch es dauere oft Jahrzehnte, sich davon zu befreien, 
so der Kardinal. Eine ihrer schlimmsten Folgen sei, 
dass sie einen Dialog der Menschen auf beiden Seiten 
erschwerten. Deshalb sei es dringend notwendig, Alter-
nativen zu solchen Mauern zu suchen.

Auf eine gemeinsame Friedensverantwortung von 
Christen und Muslimen wies Bischof Georg Bätzing 
hin. Ein friedliches Zusammenleben der beiden größ-
ten Religionsgemeinschaften ist seiner Ansicht nach 
elementar für den Weltfrieden. „Wir waren uns einig: 
Der Frieden ist für Christen und Muslime die große 
Aufgabe unserer Zeit. Packen wir es an und wirken 
wir gemeinsam als Friedensstifter“, erklärte der Vorsit-
zende der katholischen Deutschen Bischofskonferenz 
nach einem Gespräch am Rande des Friedenstreff ens 
mit dem ägyptischen Großimam Ahmad al-Tayyeb, 
der vielen Muslimen als höchste theologische Autori-
tät des sunnitischen Islam gilt. Er ist Scheich der ägyp-
tischen Al-Azhar-Universität in Kairo.

Zu dem am Sonntag im 10. September von Bundesprä-
sident Frank Walter Steinmeier eröff neten Friedenstref-
fen sind zahlreiche hochrangige Religionsvertreter und 
Gäste aus 30 Ländern in die Hauptstadt gekommen. 
In 20 Foren geht es um Themen wie die Umweltkrise, 
Migration, interreligiösen Dialog, Demokratie, Globa-
lisierung, Abrüstung und Künstliche Intelligenz. 
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Berlin. Ruhe im Grünen statt Großstadtlärm: Deut-
lich mehr Menschen als noch vor zehn Jahren ziehen 
von der Stadt aufs Land. Wanderungsgewinne ver-
zeichnen demnach rund zwei von drei Landgemein-
den - „ein Jahrzehnt zuvor galt dies nur für rund jede 
vierte Landgemeinde“, erklärte Frederick Sixtus vom 
Berlin-Institut am 12. September in Berlin. Er äußerte 
sich mit Blick auf eine aktuelle Studie der Einrichtung 
zusammen mit der Wüstenrot Stiftung. Eine ähnliche 
Entwicklung erlebten auch Kleinstädte.

„Diese Veränderungen im Wanderungsverhalten deu-
ten sich schon länger an, seit 2017 hat die neue Land-
lust dann an Fahrt aufgenommen. Corona hat diesen 
Trend noch einmal verstärkt“, so Sixtus.

Es sind demnach vor allem Menschen zwischen 30 
und 49 Jahren mit ihren minderjährigen Kindern so-
wie Berufseinsteiger zwischen 25 und 29 Jahren, die 
ländliche Regionen für sich entdecken. Erschwing-

licher Wohnraum, eine gute Verkehrsanbindung oder 
eine gute Kinderbetreuung lockten die Menschen in 
den Ort.

„Das wachsende Interesse am Landleben ist für die 
kleinen Gemeinden grundsätzlich eine gute Nach-
richt“, sagte Institutsdirektorin Catherina Hinz. 
„Es bietet die Chance, viele demografi sche Her-
ausforderungen ländlicher Regionen abzumildern.“ 
Junge Familien mit Kindern sorgten dafür, dass Schule 
und Kita erhalten blieben; zudem seien sie als Fach-
kräfte bei ländlichen Mittelständlern sehr begehrt. 

Für die Studie besuchte das Berlin-Institut sechs Ge-
meinden, die zuletzt viel Zuzug erfahren haben: All-
mendingen in Baden-Württemberg, Borgstedt in 
Schleswig-Holstein, Großharthau in Sachsen, Mehl-
meisel in Bayern, Sanitz bei Rostock in Mecklenburg-
Vorpommern und Wanfried im hessischen Teil des 
Werratals.





Mexiko-Stadt. Die Dimensionen sind gigantisch: Acht 
Millionen Bäume seien für das Mega-Projekt „Tren 
Maya“ im mexikanischen Süden gefällt worden, berich-
ten lokale Medien. Der Zug soll künftig Touristen auf 
einem über 1.500 Kilometer langen Rundkurs zu den 
historischen Stätten der Maya bringen. Es ist das wohl 
wichtigste Prestigeobjekt des mexikanischen Präsiden-
ten Andres Manuel Lopez Obrador. Der Linkspopulist 
drückt aufs Tempo, damit alles noch rechtzeitig vor den 
Wahlen 2024 fertig wird. Noch in diesem Jahr sollen 
die ersten Gäste mit dem Zug fahren. Geht alles glatt, 
werden die Touristen mit dem „Mayazug“ auf der Halb-
insel Yucatan von karibischen Ständen zu vorkolonialen 
Pyramiden fahren.

Einer der schärfsten Kritiker des Vorhabens ist Bischof 
Raul Vera Lopez. Der 78-Jährige wurde wegen seines 
Einsatzes für die Menschenrechte national und internati-
onal mehrfach ausgezeichnet. Er warnt eindringlich vor 
negativen Folgen des Projekts: „Sie zerstören die gan-
ze Natur. Sie machen einen sehr schweren Fehler“, sagt 
der Geistliche der Katholischen Nachrichten-Agentur 
(KNA). „Die Halbinsel Yucatan ist aus Kalkstein und 
hat nicht die Festigkeit, die das Gestein anderswo hat“, 
meint er. Regenwasser werde deshalb in unterirdischen 
Flüssen und Seen gespeichert, was für die Region über-
lebenswichtig sei. „Und was machen sie mit dem Maya-
Zug? Sie bringen Pfähle bei den natürlichen Frischwas-
serbehältern an, die eigentlich für Mensch und Natur 
bestimmt sind. Das ist eine sehr ernste Sache.“

Befürworter halten dagegen, dass der „Tren Maya“ den 
Tourismus ankurbele, eine der wichtigsten Einnahme-
quellen für den wirtschaftlich kriselnden Süden Mexi-
kos. Der Zug soll Arbeitsplätze schaff en, den interna-
tionalen Gästen die indigene Kultur näherbringen. Der 
Präsident verspricht, dass so in den nächsten Jahren 

rund 150.000 Jobs entstehen. Umweltschützer kritisie-
ren indes, dass es sich in Wahrheit um ein Frachtzugpro-
jekt handele. Durch einen „interozeanischen Korridor“ 
wolle die Regierung Güter vom Atlantik zum Pazifi k 
transportieren. Schon jetzt gebe es Pläne für Industrie-
parks entlang der Strecke, zugesicherte Steuerfreiheit 
locke Investoren an.

„Der Zug ist gut für jene, die durch den Tourismus reich 
werden. Für jene, die von einem verbesserten Marktzu-
gang profi tieren“, sagt Vera Lopez. Er hat aber Zweifel 
daran, dass von den erwarteten Einnahmen etwas beim 
einfachen Volk hängen bleibt.

Zudem seien die Rechte der Ureinwohner in Gefahr: 
„Ich spreche in erster Linie von den betroff enen indi-
genen Gebieten. Die Indigenen haben sich um diese 
Gebiete gekümmert. Sie sind die ersten, die geschädigt 
werden. Sie sind diejenigen, denen das Wasser ausge-
hen wird.“ Das werde zu Versorgungsproblemen füh-
ren. Die Regierung wolle zwar mit einem Nahrungs-
mittelprojekt gegensteuern, aber dann erhielten die 
Indigenen Lebensmittel, die nicht zu ihrer traditionellen 
Ernährung passten.

Der gesamte Zug sei eine Aggression gegen die Natur, 
so der Bischof weiter. Die durch den Wald gezogenen 
Schneisen bedrohten obendrein die Tiere: „Sie zerstö-
ren ihren gesamten Lebensraum, sie hindern sie daran, 
Zugang zum Wasser zu haben.“ Für Vera Lopez ist das 
alles ethisch nicht tragbar. „Es ist unmenschlich, was 
sie der Maya-Bevölkerung antun, die dieses Gebiet seit 
Hunderten von Jahren bewohnt und sich um die Natur 
gekümmert hat.“ Widerstand sei allerdings zwecklos, 
sagt Vera Lopez mit Resignation in der Stimme. „Die 
Armee baut dort nicht nur, sie wacht auch darüber, dass 
die Bevölkerung nicht aufbegehrt.“

Unmenschlicher Umgang mit Maya?



Santiago di Compostela. “Santiago de Compostela 
ist zu einem Phänomen der Massen geworden“, bringt 
Francisco Esteban Palomo die Entwicklung auf den 
Punkt. Palomo ist Fremdenführer und kennt die neues-
ten Zahlen: „Wir sind nur 100.000 Einwohner, aber pro 
Jahr kommen mittlerweile sechs Millionen Besucher.“ 
Die Stadt ächzt unter dem Overtourism.

Nun hat die Stadtregierung eine Debatte darüber an-
gestoßen, Gäste stärker an den allgemeinen Kosten zu 
beteiligen: durch die Einführung einer Touristensteuer, 
wie sie Reisende in Spanien bereits auf Mallorca und in 
Barcelona entrichten müssen. In Santiago de Compo-
stela beträfe das auch die Vielzahl der Jakobspilger. „Es 
handelt sich um eine der ersten Maßnahmen, die das Rat-
haus von Santiago plant, um die Massenbewegung ein-
zudämmen und den Qualitätstourismus anzukurbeln“, 
hieß es beim spanischen Nachrichtensender Antena 3.

Die Höhe der geplanten Abgabe richtet sich nach der Ka-
tegorie der Unterkunft: Wer sich in einem Sterne-Hotel 
bettet, zahlt mehr als in einer Pension oder Pilgerher-
berge. Doch genau hier scheiden sich die Geister, denn 
die Touristensteuer soll nur für jene gelten, die in Sant-
iago de Compostela übernachten. Das empfi ndet Carlos 
Regueiro vom Vorstand des örtlichen Hotel- und Gast-
stättenverbands, der „Asociacion Hosteleria Composte-
la“, der 600 Mitglieder angehören, als ungerecht: „Über 
Tag kommen viele Ausfl ügler, die hier nicht übernachten 
und nichts zahlen, aber alles in der Stadt nutzen. Gerade 
für die sollte man eine Abgabe einführen.“

Zu den Ankömmlingen über Tag zählen auch Kreuz-
fahrttouristen, die von den Atlantikhäfen zu organi-
sierten Landausfl ügen starten. Wie man von diesen in 
der Praxis eine Abgabe kassieren könnte, ist Regueiro 
allerdings schleierhaft. „Für Santiago de Compostela 
sehe ich für die Einführung einer Touristensteuer keine 
Notwendigkeit, das ist der allgemeine Tenor unter den 

Hoteliers“, sagt der Unternehmer, der selbst Hotel-
besitzer ist. Im Raum stehen 2,50 Euro pro Nacht und 
Person in einem höherklassigen Haus, 1,50 Euro in 
einem Appartement, 50 Cent für Camping- und Pil-
gerherbergsgäste. Reisende bis 18 Jahre sollen nichts 
zahlen, die Steuern auf sechs Nächte begrenzt sein – wo-
bei selbst der gläubigste Jakobspilger ohnehin nicht län-
ger in der Stadt bleiben dürfte.

Insgesamt geht es um einen stattlichen Millionenbetrag, 
der in die Kassen gespült würde. Für Regueiro stellt sich 
die Frage, wohin die Einnahmen letztlich fl össen und ob 
sie wirklich dem Tourismussektor zugutekämen, wie die 
Befürworter der Steuer argumentieren. Geht es wirklich 
um ein Plus an Sauberkeit und Sicherheit, die Pfl ege des 
Kulturerbes - oder will man aus dem Massentourismus 
nur zusätzliches Kapital schlagen?

Das jüngste Beispiel der Überfl utung mit Gästemassen 
zeigt sich seit Mitte des Jahres durch die Wiedereröff -
nung des Zugangs zur Figur des Jakobus im Hochaltar 
der Kathedrale. Dort schlingt man die Arme traditionell 
um die Skulptur. „Abrazo del Apostol“ („Umarmung des 
Apostels“) heißt der Ritus auf Spanisch, der in Corona-
Zeiten nicht möglich war. Guide Palomo sieht bei seinen 
täglichen Führungen eine Warteschlange, die sich bis zu 
700 Meter durch die Gassen der Altstadt windet. Pilger 
sind ebenso vertreten wie gewöhnliche Besucher.

Doch wo ließe sich hier der Bogen zu einer Stärkung des 
genannten Qualitätstourismus spannen? Eine Abgabe 
dürfte die Schlange nicht verkürzen, aber die Arbeitszei-
ten des Personals in den Unterkünften durch den büro-
kratischen Aufwand verlängern. Das könnte zu weiteren 
Preissteigerungen führen. „Die Steuer wird niemanden 
davon abhalten, hierhin zu reisen“, ist Hotelier Reguei-
ro überzeugt. Die fi nale Entscheidung und ein Zeitpunkt 
für die mögliche Einführung der Abgabe sind bislang 
nicht bekannt.

Pilgerziel Santiago mit Touristensteuer? 


